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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner Sitzung am 25. Oktober 
1963 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Grundsteuergesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf 
ist in der Anlage 2 dargelegt. Federführend ist der Bundes- 
minister der Finanzen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Drucksadle IV/ 2349 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Grundsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Grundsteuergesetz in der Fassung vom 10. 
August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 519) und des 
§ 172 des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 341) und des Gesetzes zur 
Änderung grundsteuerlicber Vorschriften vom 12. 
April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 425) wird wie folgt 
geändert: 

In § 26 Abs. 1 werden die Zahl „5000" durch 
„10 000" und die Zahl „25" durch „10" ersetzt. 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1964 in Kraft. 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2349 


Begründung 


Nach § 26 GrStG ist in Gemeinden mit nicht mehr 
als 5000 Einwohnern für den Grundbesitz, der ge- 
mäß § 4 Ziff. 1 des Grundsteuergesetzes von der 
Grundsteuer befreit ist, an Stelle der Grundsteuer 
ein Ersatzbetrag zu entrichten, wenn die Grund- 
steuer dieser Grundstücke 25 v. H. des gesamten 
Grundsteuersolls in der Gemeinde übersteigt und 
infolge der Steuerfreiheit dieses Grundbesitzes der 
Haushaltsausgleich der Gemeinde gefährdet ist. Die 
Praxis hat ergeben, daß zwar zahlreiche Gemeinden 
infolge der Bestimmung des § 4 Ziff 1 des Grund- 
steuergesetzes alljährlich beachtliche Steuerausfälle 
erleiden, Ersatzbeträge jedoch nicht beantragen 
können, weil entweder die Einwohnerzahl über 
5000 liegt oder der Steuerausfall die 25-v.H.-Grenze 
nicht übersteigt. Die betreffenden Gemeinden sind 
daher zum Ausgleich ihres Haushalts auf Bedarfs- 
zuweisungen des Landes aus dem kommunalen 
Finanzausgleich angewiesen. Die vorgenannten 
Steuerausfälle haben in den letzten Jahren dadurch 
eine erhebliche Steigerung erfahren, daß von der 
Bundeswehr bisher landwirtschaftliche und sonstige 
privatwirtschaftlich genutzte Grundstücke größeren 
Umfangs für Kasernenbauten, Truppenübungs- und 
Flugplätze in Anspruch genommen worden sind. 
Es kann nicht Aufgabe der Länder sein, den be- 
treffenden Gemeinden in solchen Fällen mit Be- 
darfszuweisungen zu helfen; vielmehr müßte der 
Ausgleich durch Zahlung von Ersatzbeträgen seitens 
des Bundes herbeigeführt werden. 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung empfiehlt, den Gesetzentwurf | 
abzulehnen und die Frage einer Überprüfung des 
§ 26 GrStG bis zur allgemeinen Reform der Gemein- 
desteuern zurückzustellen. 

Begründung 

I. 

Nach Ansicht der Bundesregierung besteht kein 
sachliches Bedürfnis, § 26 GrStG zu ändern. 

1. Die finanziellen Auswirkungen sind so gering, 
daß sie eine Gesetzesänderung nicht rechtfertigen 
können. Nach der Schätzung der Länder betragen 
sie höchstens 2 Millionen DM. 

Ersatzbeträge dürfen nur in der Höhe gezahlt 
werden, die zum Ausgleich des Haushalts der 
Gemeinde erforderlich ist. Soweit ein Haushalts- 
ausgleich nicht möglich ist, erhalten die Gemein- 
den aber bereits auf Grund der Gewährleistungs- 
pflicht der Länder gegenüber den Gemeinden 
Bedarfszuweisungen im Rahmen des gemeind- I 
liehen Finanzausgleichs, die im Falle der Zahlung ! 
von Ersatzbeträgen entsprechend ermäßigt wür- | 
den (vgl. die Begründung des Initiativgesetzent- | 
Wurfs des Bundesrates, Drucksache 397/63). ' 

Finanzwirtschaftlich gesehen handelt es sich da- 
nach um die Abwälzung eines Betrages von 
höchstens 2 Millionen DM von den Ländern auf 
den Bund, die weder angebracht noch vordringlich 
ist. 

2. Gegen eine Änderung des § 26 GrStG spricht 
auch der Charakter der Vorschrift. Die Regelung 
ist bereits bei der Realsteuerreform 1936 so- 
weit als möglich eingeschränkt und wegen der 
vorher in Preußen bestehenden landesgesetz- 
lichen Regelung noch nicht völlig beseitigt wor- 
den. Nachdem die Frage eines Ausgleichs von 
Sonderbelastungen der Gemeinden durch Einrich- 
tungen des Bundes in Artikel 106 Abs. 7 GG ge- 
nerell geregelt ist, sollte die Sonderregelung des 
§ 26 GrStG im Zusammenhang mit einer ge- 
meindlichen Finanzreform daraufhin geprüft 
werden, ob sie nunmehr völlig aufgehoben wer- 
den kann. Artikel 106 Abs. 7 GG verpflichtet 
den Bund bereits in allen Fällen unzumutbarer 
Sonderbelastungen (einschließlich der Fälle von 
Steuerausfällen) ohne besondere gesetzliche i 
Grundlage den erforderlichen Ausgleich zu ge- 
währen. 

3. Ferner ist darauf hinzuweisen, daß § 26 GrStG 
auch für den Grundbesitz gilt, der von den im 
Bundesgebiet stationierten ausländischen Trup- 
pen in Anspruch genommen ist. Die Entsende- 
staaten haben sich vertraglich verpflichtet, die 
Grundsteuer für die ihnen unentgeltlich über- 
lassenen Liegenschaften (Bundes- und Landeslie- 
genschaften) zu tragen. In der Truppenvertrags- 


konferenz sind die Vertreter der Entsendestaaten 
darauf hingewiesen worden, daß die Entsende- 
staaten damit auch die Ersatzbeträge gemäß 
§ 26 GrStG übernommen haben, über deren ge- 
ringes finanzielles Gewicht sie unterrichtet wor- 
den sind. Es erscheint den Vertragspartnern der 
Bundesrepublik gegenüber unangebracht, nach 
dem Inkrafttreten des Abkommens nunmehr eine 
Erhöhung der Ersatzbeträge zu beschließen, die 
auch ihnen zur Last fallen würde. 

4. Zu den einzelnen Vorschriften des Entwurfs ist 
noch ergänzend auf folgendes hinzuweisen: 

a) Zur Erhöhung der Einwohnergrenze von 5000 
auf 10 000 Einwohner 

Bei Gemeinden mit mehr als 5000 Einwoh- 
nern kann nicht angenommen werden, daß 
der Haushaltsausgleich durch Grundsteuerbe- 
freiungen nach § 4 Ziff. 1 GrStG und die da- 
durch bedingten Mindereinnahmen gefährdet 
wird, da diese Gemeinden unabhängig von 
dem Vorhandensein grundsteuerbefreiter 
Grundstücke im Gemeindegebiet durch die 
Wohngrundstücke für die Einwohner und die 
Betriebsgrundstücke für das örtliche Gewerbe 
über eine der Einwohnerzahl angemessene 
Grundsteuerkraft neben der die Hauptein- 
nahmequelle bildenden Gewerbesteuer ver- 
fügen. Die Steuerkraft solcher Gemeinden 
kann daher durch die Grundsteuerbefreiun- 
gen nach § 4 Ziff. 1 GrStG im Vergleich zu 
anderen Gemeinden gleicher Einwohnerzahl 
nicht wesentlich beeinträchtigt werden; die 
Frage kann deshalb zurückgestellt werden. 

b) Zur Herabsetzung des Mindestsatzes des 
Grundsteuerausfalls von 25 v. H. auf 10 v. H. 

Die Herabsetzung des Mindestsatzes von 25 
V. H. des Grundsteuersolls würde mit der 
erforderlichen Beschränkung des Ausgleichs 
auf die Fälle unzumutbarer Mindereinnahmen 
nicht vereinbar sein. Da die Grundsteuerein- 
nahmen nur einen Teilbetrag der gesamten 
Finanzkraft der Gemeinden ausmachen, kön- 
nen Steuerbefreiungen, die bis zu 25 v. H. des 
verbleibenden Grundsteuersolls der Ge- 
meinde betragen, die Finanzkraft der Ge- 
meinde im Vergleich zu Gemeinden gleicher 
Einwohnerzahl nicht in unzumutbarem Maße 
beeinträchtigen. 

II. 

Die Frage einer Ausweitung der Ersatzbeträge ist 
keinesfalls vordringlich. Die Entscheidung kann 
deshalb nach Auffassung der Bundesregierung un- 
bedenklich bis zu einer allgemeinen Reform der 
Gemeindesteuern zurückgestellt werden. 
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